
Dringlicher Berichtsantrag  

Fraktion der Freien Demokraten 

Gemeinnützigkeitsrecht und gemeinnützige Gesellschaften der AWO 
 
 
 
Anfang Januar 2020 wurde in der Presse berichtet, dass der AWO Kreisverband Frankfurt eigens 
zum Zwecke der Bewachung und Sicherung der von der AWO betriebenen Unterkünfte für Ge-
flüchtete und Schutzsuchende die AWO Protect gGmbH gegründet hatte. 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Haushaltsausschuss (HHA) über folgenden Gegenstand zu 
berichten: 
 
1. Nach welchen gesetzlichen Normen und verwaltungsrechtlichen Vorschriften kann eine 

Gesellschaft, deren Zweck die Bewachung und Sicherung von Gebäuden ist, die Gemein-
nützigkeit erhalten? 

 
2. Hat die Landesregierung Kenntnis, ob in Hessen und im Bundesgebiet weitere Sicherheits-

firmen den Gemeinnützigkeitsstatus erhalten haben? 
 
3. Wie erfolgte im Fall der AWO Protect gGmbH die Anerkennung der Gemeinnützigkeit? 
 
4. Welche Unterlagen musste die AWO Protect gGmbH vorlegen, um die Anerkennung zu 

erhalten? 
 
5. Hat die Finanzverwaltung geprüft, ob die Voraussetzungen der Abgabenordnung zur An-

erkennung auch tatsächlich erfüllt sind? 
 
6. Wenn ja, wer hat die Prüfung durchgeführt? 
 
7. Wenn nein, warum wurde vor Anerkennung keine Überprüfung zur tatsächlichen Tätigkeit 

der „gGmbH“ vorgenommen? 
 
8. Wie beurteilt die Landesregierung generell, dass der AWO Protect gGmbH die Gemein-

nützigkeit zuerkannt wurde? 
 
9. Liegen der Landesregierung bzw. der Finanzverwaltung Hinweise zu möglichen fehlenden 

Gründen für eine Gemeinnützigkeit der betreffenden Gesellschaft vor? 
 
10. Welche Möglichkeiten hat die Finanzverwaltung, den Status der Gemeinnützigkeit zu über-

prüfen und ggfs. wieder zu entziehen? 
 
11. Ist die Finanzverwaltung bzgl. der AWO Protect gGmbH bereits tätig geworden? 
 
12. Wenn ja, welche Schritte wurden eingeleitet? 
 
13. Wenn nein, warum nicht? 
 
14. Welche rückwirkenden Folgen hat die Aberkennung des Status der Gemeinnützigkeit? 
 
15. Unterliegen gemeinnützige GmbH anderen Regeln bezüglich der Einreichungsfrist ihrer 

Jahresabschlüsse?  
 
16. Wenn ja, welchen? 
 
 
Wiesbaden, 5. Februar 2020  
 Der Fraktionsvorsitzende: 
 René Rock 

 

Eingegangen am 5. Februar 2020   ·   Ausgegeben am 6. Februar 2020 

Herstellung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden   ·   www.Hessischer-Landtag.de  

Drucksache 20/2191  

 

 05. 02. 2020 

 

HHA 

20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 


